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§ 86

Verwendung von Verordnungen und Empfehlungen in elektronischer Form

(1) 1 Die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen vereinbaren mit dem Spitzenverband Bund der 
Krankenkassen als Bestandteil der Bundesmantelverträge 

1. 	bis zum 31. März 2020 die notwendigen Regelungen für die Verwendung von Verordnungen der 
Leistungen nach § 31 in elektronischer Form und

2. 	bis zum 31. Dezember 2020 die notwendigen Regelungen für die Verwendung von Verordnungen 
der sonstigen in der vertragsärztlichen Versorgung verordnungsfähigen Leistungen auch in 
elektronischer Form.

2 Die Regelungen nach Satz 1 Nummer 1 müssen mit den Festlegungen des Rahmenvertrags nach 
§ 129 Absatz 4a vereinbar sein und die Regelungen nach Satz 1 Nummer 2 müssen, soweit sie die 
Verordnung von Heil- oder Hilfsmitteln betreffen, mit den Verträgen nach § 125 Absatz 1 und den 
Rahmenempfehlungen nach § 127 Absatz 9 vereinbar sein. 3 In den Vereinbarungen nach Satz 1 ist 
festzulegen, dass die Dienste der Telematikinfrastruktur für die Übermittlung der elektronischen 
Verordnung nach § 334 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 genutzt werden, sobald diese zur Verfügung 
stehen.

(2) Der Gemeinsame Bundesausschuss passt die Richtlinien nach § 92 an, um die Verwendung von 
Verordnungen in elektronischer Form zu ermöglichen.

(3) 1 Die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen vereinbaren mit dem Spitzenverband Bund der 
Krankenkassen als Bestandteil der Bundesmantelverträge bis zum 31. Juli 2021 die notwendigen 
Regelungen für die Verwendung von Empfehlungen von apothekenpflichtigen, nicht verschrei-
bungspflichtigen Arzneimitteln in elektronischer Form. 2 In den Vereinbarungen ist festzulegen, 
dass die Dienste der Telematikinfrastruktur für die Übermittlung der elektronischen Empfehlung 
zu verwenden sind, sobald diese zur Verfügung stehen.

Begründung zum PDSG:
Zur Überschrift
Die Überschrift wird entsprechend des neuen Regelungsgehalts angepasst.
Zu Absatz 1 Satz 3
Die Regelung dient der Anpassung des bisherigen Verweises an den neuen Regelungsstandort.
Zum Anfügen von Absatz 3
Nach § 34 Absatz 1 Satz 1 sind von dem Anspruch der Versicherten nach § 31 auf Versorgung mit 
Arzneimitteln grundsätzlich nicht verschreibungspflichtige Arzneimittel ausgeschlossen. Apotheken-
pflichtige, nicht verschreibungspflichtige Arzneimittel können nach § 34 Absatz 1 ausnahmsweise zu 
Lasten der gesetzlichen Krankenversicherung verordnet werden. Die Verordnung erfolgt dann unter 
Verwendung des für die Verordnung von Arzneimitteln in der gesetzlichen Krankenversicherung nach 
den Regelungen der Bundesmantelverträge maßgeblichen Vordrucks („Muster 16“).
Werden apothekenpflichtige, nicht verschreibungspflichtige Arzneimittel im Rahmen der Selbstme-
dikation durch ärztliche Leistungserbringer empfohlen, erfolgt die Abgabe in Apotheken zumeist an 
Versicherte als Selbstzahler und regelmäßig nicht zu Lasten der gesetzlichen Krankenversicherung. 
Erfolgt die Anwendung des entsprechenden Arzneimittels auf Empfehlung eines an der vertragsärzt-
lichen Versorgung teilnehmenden Leistungserbringers, kann dieser das sogenannte „Grüne Rezept“ 
verwenden. Bei dem „Grünen Rezept“ handelt es sich nicht um ein verbindliches Muster im Sinne der 
Anlage 2 zum Bundesmantelvertrag-Ärzte. Eine Erstattung der Kosten ist im Einzelfall im Rahmen 
von Satzungsleistungen nach § 11 Absatz 6 möglich.
Für den Fall der Kostentragung nach § 11 Absatz 6 besteht bereits heute die Möglichkeit, etwa 
ein Foto oder einen Scan des Rezeptes an die Krankenkasse zu übersenden. Die Ausstellung des 
„Grünen Rezeptes“ ist bisher jedoch ausschließlich papiergebunden. Um zukünftig diesen Medi-
enbruch zu vermeiden und parallel zur Einführung elektronischer Verordnungen von Arzneimitteln 
auch Arzneimittelempfehlungen in Form des „Grünen Rezeptes“ elektronisch ausstellen zu können, 
wird die Selbstverwaltung beauftragt, ein entsprechendes elektronisches Muster festzulegen. Die 
Selbstverwaltung prüft im Rahmen der Verhandlungen, inwieweit eine Nutzung des zu vereinbaren-
den elektronischen Vordrucks anstelle eines Privatrezeptes auch dann in Betracht kommt, wenn die 
Versicherten Leistungen im Rahmen der Kostenerstattung nach § 13 Absatz 2 wählen. Im Rahmen der 
Vereinbarung ist die Verwendung von Anwendungen der Telematikinfrastruktur vorzusehen, sobald 
diese zur Verfügung stehen. In Betracht kommt dabei die Nutzung von Diensten der Anwendungen 
der Telematikinfrastruktur nach § 334 Absatz 1 Satz 2, wie sie etwa bei der Übermittlung elektroni-
scher Verordnungen zum Einsatz kommen sollen.
Die Regelungen über den Umfang des Anspruchs der Versicherten nach §§ 31 und 34 bleiben durch 
die vorgesehene Regelung unberührt. Der Regelungsauftrag an die Selbstverwaltung führt nicht zu 
einer Ausweitung der Leistungspflicht der Krankenkassen.
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